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§ 241 

Mitwirkung im Aufsichtsrat 

(1) In Unternehmen, die in der Rechtsform einer Aktiengesellschaft geführt werden, entsendet der 
Zentralbetriebsrat oder, sofern nur ein Betrieb besteht, der Betriebsrat aus dem Kreis der 
Betriebsratsmitglieder, denen das aktive Wahlrecht zum Betriebsrat zusteht, für je zwei nach dem 
Aktiengesetz 1965, BGBl Nr 98, oder der Satzung bestellte Aufsichtsratsmitglieder einen 
Dienstnehmervertreter in den Aufsichtsrat. Ist die Zahl der nach dem Aktiengesetz 1965 oder der Satzung 
bestellten Aufsichtsratsmitglieder eine ungerade, ist ein weiterer Dienstnehmervertreter zu entsenden. 

(2) Die Mitglieder des Zentralbetriebsrates (Betriebsrates), die auf den Vorschlag einer 
wahlwerbenden Gruppe gewählt wurden, haben das Recht, durch Mehrheitsbeschluß 
Dienstnehmervertreter für die Entsendung in den Aufsichtsrat zu nominieren sowie ihre Abberufung zu 
verlangen. Dieses Recht steht für so viele Dienstnehmervertreter zu, wie es dem Verhältnis der Zahl der 
vorschlagsberechtigten Personen zur Gesamtzahl der Mitglieder des Zentralbetriebsrates (Betriebsrates) 
entspricht. Listenkoppelung ist zulässig. Bei Erstellung der Nominierungsvorschläge soll auf eine 
angemessene Vertretung der Gruppe der Arbeiter und Angestellten und der einzelnen Betriebe des 
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Unternehmens Bedacht genommen werden. Der Zentralbetriebsrat (Betriebsrat) ist bei Entsendung und 
Abberufung der Dienstnehmervertreter an die Vorschläge der zur Nominierung berechtigten Mitglieder 
gebunden. Soweit vom Vorschlagsrecht nicht innerhalb von drei Monaten Gebrauch gemacht wird, 
entsendet der Zentralbetriebsrat (Betriebsrat) die restlichen Dienstnehmervertreter durch 
Mehrheitsbeschluß in den Aufsichtsrat. 

(3) Die Dienstnehmervertreter im Aufsichtsrat üben ihre Funktion ehrenamtlich aus; sie haben 
Anspruch auf Ersatz der angemessenen Barauslagen. Im übrigen haben die Dienstnehmervertreter im 
Aufsichtsrat gleiche Rechte und Pflichten wie nach dem Aktiengesetz 1965 oder der Satzung bestellte 
Aufsichtsratsmitglieder. Ihre Mitgliedschaft endet mit der Mitgliedschaft zum Betriebsrat oder mit der 
Abberufung durch die entsendende Stelle. Die Dienstnehmervertreter im Aufsichtsrat sind vom 
Zentralbetriebsrat abzuberufen und neu zu entsenden, wenn sich die Zahl der von der Hauptversammlung 
gewählten Aufsichtsratsmitglieder ändert. 

(4) Die Dienstnehmervertreter im Aufsichtsrat haben das Recht, für Ausschüsse des Aufsichtsrates 
Mitglieder mit Sitz und Stimme nach dem in Abs. 1 festgelegten Verhältnis namhaft zu machen. Dies gilt 
nicht für Ausschüsse, die die Beziehungen zwischen der Gesellschaft und Mitgliedern des Vorstandes 
behandeln. 

(5) Die Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 über die Vertretung der Dienstnehmer im Aufsichtsrat von 
Aktiengesellschaften sind auf Gesellschaften mit beschränkter Haftung sowie auf Genossenschaften, die 
dauernd mindestens 40 Dienstnehmer beschäftigen, sinngemäß anzuwenden. 
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